
daraus sollen im folgenden unter Verwendung der in 
LPG-Rechtsverfahren in den letzten Jahren ergange­
nen Rechtsprechung dargelegt werden.

Zusammenarbeit der Gerichte mit den Räten für land­
wirtschaftliche Produktion und Nahrungsgüterwirt­
schaft (RLN)
Die Zusammenarbeit der Gerichte mit den RLN hat 
sich weiterhin verbessert. Mitarbeiter der RLN, ins­
besondere Justitiare, werden häufig in die Verfahren 
einbezogen. Zumeist wirken sie in der mündlichen 
Verhandlung mit, teilweise äußern sie sich zu be­
stimmten Tatsachen oder Rechtsproblemen schrift­
lich.
Nicht in allen Verfahren werden jedoch die RLN 
darüber informiert, welche Fragen in Zusammenarbeit 
mit ihnen zu klären sind. Einige Kreisgerichte ver­
suchen auch noch, juristische Probleme durch den RLN 
lösen zu lassen, obwohl sie zu deren Entscheidung 
berufen sind. Oftmals werden Stellungnahmen des 
RLN ohne jede Würdigung durch das Gericht in die 
Entscheidungen übernommen. Es ist aber allein die 
Aufgabe des Gerichts, die in seine Zuständigkeit fal­
lenden Probleme zu entscheiden1. Ab und zu kommt 
es auch vor, daß die Gerichte Stellungnahmen der 
RLN zu Fragen einholen, die auf der Grundlage des 
Sachvortrags der Parteien und der sonstigen Prozeß­
materialien durch das Gericht allein geklärt werden 
konnten.
Unklarheiten bestehen teilweise darüber, welches Or­
gan bzw. welcher Mitarbeiter des RLN für die Abgabe 
der vom Gericht gewünschten Stellungnahmen zu­
ständig ist. Soweit Entscheidungen nach Ziff. 55 Abs. 2 
MSt Typ I, Ziff. 34 Abs. 2 und 3 MSt Typ II und 
Ziff. 58 Abs. 2 MSt Typ III sowie darüber zu treffen 
sind, ob nicht statutengerecht zustande gekommene 
Beschlüsse der Mitgliederversammlung weitergelten 
oder nicht2, ist die Beratung und Entscheidung im 
Plenum des RLN notwendig, da es sich um Pro­
bleme handelt, die für die Parteien von erheblicher 
Bedeutung sein können und die auf die gerichtliche 
Entscheidung maßgeblichen Einfluß haben. Die Ge­
richte müssen daher bei Eingang der Stellungnahmen 
immer prüfen, ob diese Voraussetzungen erfüllt sind. 
Handelt es sich um andere Tatsachen und Rechtsfra­
gen, dann bestehen keine Bedenken, wenn diese durch 
sachkundige Mitarbeiter des RLN (Produktionsleiter, 
Ökonomen, Justitiare) geklärt werden. Sofern es um 
Probleme von gewisser Bedeutung geht, ist es zweck­
mäßig, wenn der Produktionsleiter die Stellungnah­
men seiner Mitarbeiter überprüft und selbst unter­
zeichnet.
In einer Reihe von Kreisen konnte festgestellt wer­
den, daß sich neben der Mitwirkung im gerichtlichen 
Verfahren weitere Formen der Zusammenarbeit zwi­
schen Gericht und RLN herausgebildet haben. Hierzu 
gehören die kontinuierliche schriftliche bzw. münd­
liche gegenseitige Information und die Konsultation 
über wichtige Probleme des LPG-Rechts. RLN und 
Gericht wirken auch bei der Bearbeitung von Eingaben 
und der Erteilung von Rechtsauskünften sowie in der 
Winterschulung eng zusammen. Solche Formen der 
Zusammenarbeit, die zum Teil auch Gegenstand von 
Vereinbarungen zwischen Gericht und RLN sind, soll­
ten möglichst bald in allen Kreisen verwirklicht wer­
den.
Die Arbeitsergebnisse der Gerichte auf dem Gebiet

t Vgl’. Mückenberger Tleinwarth 'Schietsch, „Die Zusammenar­
beit der Gerichte und Landwirtschaftsräte zur Durchsetzung 
des LPG-Rechts“, NJ 1966 S. 97 ff. (99).
2 Abschn. Ш Ziff. 1 Abs. 2 und Ziff. 2 Buchst, b des OG-Plenar- 
beschlusses vom 30. März 1966.

des LPG-Rechts fließen bisher aber noch zu wenig 
in die Rechenschaftslegungen vor den örtlichen Volks­
vertretungen und in die Arbeit mit den Ständigen Kom­
missionen ein. Angesichts der weiteren raschen Ent­
wicklung der sozialistischen Produktionsverhältnisse 
auf dem Lande muß aber eine solche Forderung mit 
Nachdruck erhoben werden, damit vor allem die staat­
lichen Organe des Bezirks sachdienliche Festlegungen 
zur Verhütung von Rechtsverletzungen auf diesem Ge­
biet treffen können.

Materielle Interessiertheit und materielle Verantwort­
lichkeit der Genossenschaftsbauern
Probleme der materiellen Interessiertheit und der ma­
teriellen Verantwortlichkeit der Genossenschaftsbau­
ern sind Schwerpunkt der gerichtlichen Tätigkeit. Der 
OG-Plenarbeschluß vom 30. März 1966 hat dazu ge­
führt, daß es die Gerichte besser als bisher verstehen 
zu unterscheiden, ob es sich bei den geltend gemachten 
Forderungen um solche aus der Vergütung der ge­
nossenschaftlichen Arbeit, um Schadenersatzansprüche 
oder um Disziplinarmaßnahmen vermögensrechtlicher 
Natur handelt. Soweit noch Unklarheiten vornanden 
sind, tragen die Bezirksgerichte maßgeblich zu deren 
Überwindung bei3.

Vergütung der genossenschaftlichen Arbeit

Die Arbeitsverhältnisse in den LPGs werden sich in 
der weiteren Entwicklung in ihrer rechtlichen Aus­
gestaltung immer mehr den Bestimmungen über die 
Arbeitsrechtsverhältnisse in den Betrieben annähern. 
Hieraus ergibt sich die Frage, ob es in Zukunft noch 
gerechtfertigt ist, bei der Festlegung der Arbeitsver- 
gütüng die Verletzung der Arbeitsdisziplin durch Ab­
züge von freiwillig gewährten sozialen Leistungen 
oder von der Restauszahlung zu berücksichtigen4. 
Derartige Fälle treten in der Praxis nicht sehr häufig 
auf. In einzelnen Verfahren führte die Einbehaltung 
der Restvergütung allerdings zu Ergebnissen, die mit 
einer gerechten Differenzierung kaum noch in Ein­
klang zu bringen sind. Da die Entscheidungsbefugnis 
über die Angemessenheit der Vergütungsnormen beim 
RLN liegt, sollte dieser — wenn das Gericht Bedenken 
hat — in aller Regel zur Überprüfung angerufen wer­
den.
Nicht gutgeheißen werden kann die Praxis einiger 
Genossenschaften, den Wert der Arbeitseinheit gegen­
über ihren Mitgliedern unterschiedlich festzulegen. 
Scheidet z.B. ein Mitglied aus gesellschaftlich gerecht­
fertigten Gründen während des Wirtschaftsjahres aus 
der LPG aus, dann ist es nicht zulässig, ihm für die 
bisher geleisteten Arbeitseinheiten deren vollen Wert 
zu versagen5. Eine Herabsetzung des Wertes der Ar­
beitseinheit ist auch dann nicht zu billigen, wenn sie 
wegen angeblich unterschiedlicher Arbeitsleistungen 
nachträglich geschieht.
Es gibt hinreichend andere Möglichkeiten, ungenü­
gende Arbeitsleistungen bei der Vergütung zu berück­
sichtigen. So ist nach Ziff. 22 der Musterbetriebsord­
nung (MBO) der Brigadier berechtigt, schlecht ausge­
führte Arbeiten ohne nochmalige Anrechnung von 
Arbeitseinheiten wiederholen zu lassen oder diese Ar­
beit nicht oder nur mit weniger Arbeitseinheiten zu 
bewerten. Das hat jedoch umgehend zu erfolgen und 
darf nicht erst nach Ablauf des Wirtschaftsjahres;» ge-

3 Vgl. z. B. BG Leipzig, Urteil vom 17. April 1969 — 5 BCB 
15/69 (NJ 1969 S. 718); Stadtgericht von Groß-Berlin, Urteil vom 
26. Mai 1967 - 2 BCB 30/67 - (NJ 1968 S. 351); BG Potsdam, 
Urteil vom 25. Januar 1967 - 3 BCB 80/66 - (NJ 1968 S. 606).
4 Vgl. Abschn. П А Ziff. 2 Satz 3 des OG-Plenarbeschlusses vom 
30. März 1966.
5 Vgl. das in Fußnote 3 zitierte Urteil des Stadtgerichts von 
Groß-Berlin.
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